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Rechtsanwalt Dr. Jobst-Hubertus Bauer, Stuttgart

Offenbarungseid des Gesetzgebers:
AGG kaum in Kraft – schon wieder ge�ndert!

A m 18. 8. 2006 ist das „Gesetz zur Umset-
zung europ�ischer Richtlinien zur Ver-

wirklichung des Grundsatzes der Gleichbe-
handlung“ in Kraft getreten. Kernst�ck die-
ses Gesetzes ist das „Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz – AGG“. Dabei trifft die
Gesetzes�berschrift die Sache keineswegs.
Es handelt sich eher um „Berliner Etiketten-
schwindel“ (vgl. Bauer, BB 2006, H. 20, Die
erste Seite). Denn tats�chlich geht es um
den Schutz vor Benachteiligungen im Ar-
beitsleben und im Zivilrechtsverkehr. Das
AGG bietet keinen umfassenden Schutz vor
Benachteiligungen, sondern sch�tzt nach
Vorgabe des europ�ischen Richtlinienge-
bers allein vor Benachteiligungen auf
Grund bestimmter Merkmale, n�mlich
Rasse und ethnische Herkunft, Geschlecht,
Religion und Weltanschauung, Behinde-
rung, Alter sowie sexuelle Identit�t.

Das AGG war und ist heftig umstritten.
Geht den einen die Umsetzung zu weit, f�llt
sie f�r andere zu d�rftig aus. Eines ist jeden-
falls sicher: Begeisterungsst�rme l�st das
Gesetz vor allem deshalb nicht aus, weil es
handwerklich von �beraus m�ßiger Quali-
t�t ist (vgl. auch Vorwort in: Bauer/G�pfert/
Krieger, AGG, demn�chst [2007]). Dabei
wiegen die bisher diskutierten offensichtli-
chen Pannen des Gesetzgebers noch nicht
einmal so schwer. Dass im Verlauf des Ge-
setzgebungsverfahrens vergessen worden
ist, auch in § 20 AGG das Diskriminierungs-
merkmal „Weltanschauung“ zu streichen
und § 11 Abs. 1 ArbGG entsprechend § 23
Abs. 2 AGG so zu fassen, dass Antidiskrimi-
nierungsverb�nde nicht als Prozessbevoll-
m�chtigte auftreten k�nnen, kann mit her-
k�mmlichen juristischen Auslegungsme-
thoden („redaktionelles Versehen des Ge-
setzgebers“) in Ordnung gebracht werden.
Einer Korrektur im Wege eines „Huckepack-
Gesetzes“ bed�rfte es insoweit nicht.

Schlimmer sind die vielen unbestimmten
Rechtsbegriffe und z.T. widerspr�chlichen
Regelungen und Pr�fungsmaßst�be. Sie
f�hren in der betrieblichen Praxis zu Haf-
tungsrisiken und Missbrauchsm�glichkei-
ten und damit zu Rechtsunsicherheit in
einem kaum noch vertretbaren Ausmaß.
Das r�umt mittelbar auch die Ministerialb�-
rokratie ein, soweit schon zu Zeiten von

Rot/Gr�n und auch heute noch von einem
„lernenden“ Gesetz gesprochen wurde und
wird. D.h., dass sich vor allem zu Lasten der
Unternehmen erst auf Grund langj�hriger
Lernprozesse herauskristallisieren wird, wie
das AGG im Einzelnen zu verstehen ist. Irre-
f�hrend oder zumindest r�hrend naiv ist
dann aber auch die Behauptung des Gesetz-
gebers, insbesondere f�r kleine und mittlere
Unternehmen k�nnten aus der Anwendung
der Vorschriften zus�tzliche Kosten nur ent-
stehen, wenn sie im Gesch�ftsverkehr unzu-
l�ssige Unterscheidungen wegen der vom
Gesetz genannten Merkmale vornehmen
(BT-Drucks. 16/1780, S. 3).

Was der Gesetzgeber selbst von seiner Arbeit
h�lt, l�sst sich nun im Entwurf eines Zwei-
ten Gesetzes zur �nderung des Betriebsren-
tengesetzes (BT-Ausschussdrucks. 16 (11)
371 neu v. 26. 9. 2006) nachlesen. Die zwei-
te und dritte Lesung dieses Gesetzes stand
f�r Donnerstag, 19. 10. 2006 – also gerade

einmal zwei Monate nach Inkrafttreten des
AGG – auf dem Plan des Deutschen Bundes-
tages. Ge�ndert werden nicht nur die bei-
den oben genannten Pannen des Gesetzge-
bers. Gestrichen werden sollen vielmehr
auch Nrn. 6 und 7 in § 10 Satz 3 AGG. Da-
nach k�nnen unterschiedliche Behandlun-
gen wegen des Alters u.a. Folgendes ein-
schließen: „(6) Eine Ber�cksichtigung des
Alters bei der Sozialauswahl anl�sslich einer
betriebsbedingten K�ndigung i.S.d. § 1
KSchG, soweit dem Alter kein genereller
Vorrang gegen�ber anderen Auswahlkrite-
rien zukommt, sondern die Besonderheiten
des Einzelfalls und die individuellen Unter-
schiede zwischen den vergleichbaren Be-
sch�ftigten, insbesondere die Chancen auf
dem Arbeitsmarkt entscheiden“ und „(7)
die individual- oder kollektivrechtliche Ver-
einbarung der Unk�ndbarkeit von Besch�f-
tigten eines bestimmten Alters und einer be-
stimmten Betriebszugeh�rigkeit, soweit da-
durch nicht der K�ndigungsschutz anderer
Besch�ftigter im Rahmen der Sozialauswahl
nach § 1 Abs. 3 KSchG grob fehlerhaft ge-
mindert wird.“

Nun f�llt dem Gesetzgeber – m�glicherweise
auf Intervention von Gewerkschaftsseite –
aber pl�tzlich auf, dass Nrn. 6 und 7 von
§ 10 Satz 3 AGG leer laufen und zu strei-
chen sind, weil nach § 2 Abs. 4 AGG f�r
K�ndigungen ohnehin „ausschließlich die
Bestimmungen zum allgemeinen und be-
sonderen K�ndigungsschutz gelten“. Das
Verh�ltnis der genannten Vorschriften zu-
einander ist aber schon im Laufe des Ge-
setzgebungsverfahrens ausf�hrlich disku-
tiert worden, wobei weitgehend Einigkeit
besteht, dass nicht die bisher g�ltigen Nrn.
6 und 7 in § 10 Satz 3 AGG der Stein des
Anstoßes sind, sondern § 2 Abs. 4 AGG: Die
europ�ischen Richtlinien lassen es n�mlich
nicht zu, den K�ndigungsschutz insgesamt
auszunehmen. Vielmehr muss auch § 1
Abs. 3 KSchG richtlinienkonform ausgelegt
werden. Ein „vern�nftiger“ Gesetzgeber
w�rde deshalb insbesondere Nr. 7 nicht
streichen, sondern in das KSchG integrie-
ren. Leider ist es aber so, dass sich das ganze
Hickhack um das AGG als gesetzgeberi-
sches Pannenst�ck par excellence darstellt.
Bei solchen Gesetzgebungsdefiziten sind
schlimmste Bef�rchtungen erst recht bei
der bevorstehenden Gesundheitsreform
angebracht!

Mit der geplanten �nderung
des AGG werden nicht nur
offensichtliche Pannen korri-
giert, sondern neue Unklar-
heiten geschaffen
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